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MMaarrcceell  PPhhiilliipppp  ((CCDDUU)) BBjjöörrnn  JJaannsseenn  ((SSPPDD)) GGiisseellaa  NNaacckkeenn  ((GGrrüünnee//BBüünnddnniiss  9900)) LLeeoo  DDeeuummeennss  ((LLiinnkkee))

Am 25. Mai 2014 sind Kommunalwahlen
Aachen ist eine der wenigen Städte in NRW, die mit Bevölkerungszuwachs rechnen kann. 

Sicheres bezahlbares Wohnen ist ein elementares Bedürfnis aller Menschen. Die Durchsetzung dieses 
Bedürfnisses ist Aufgabe der Kommunalpolitik. 

Der Mieterverein Aachen hat Oberbürgermeister Marcel Philipp (CDU) und die Oberbürgermeisterkandidaten
Björn Jansen (SPD), Gisela Nacken (Grüne/Bündnis 90) und Leo Deumens (Linke) zu ihren Vorstellungen befragt. 
Leider lagen dem Mieterverein die Beantwortungen der Fragen durch die FDP-Fraktion zum Redaktionsschluss

nicht vor. Er geht jedoch davon aus, dass der Kandidat der FDP im Rahmen der Podiumsdiskussion die 
Vorstellung der Liberalen zur Wohnungsmarktpolitik in Aachen darstellen wird. 

Das sagen die Parteien 
� FFrraaggee  11
Was wollen Sie dafür tun, dass in
Aachen wieder Wohnungen ge-
baut werden, auch für Menschen
mit geringem Einkommen?

��CCDDUU
Die CDU achtet in ihrer politi-
schen Arbeit sehr genau darauf,
dass in Aachen sämtliche Bevöl-
kerungsgruppen mit Wohnraum
versorgt werden können. Dies
umfasst selbstverständlich auch
die Sorge um Wohnraum für
Menschen mit geringem Ein-
kommen. Deshalb steht die CDU
im Dialog mit sämtlichen Betei-
ligten des lokalen Immobilien-
marktes, um hier im Rahmen der
politischen Möglichkeiten die
Ausgewogenheit des Woh-
nungsmarktes zu gewährleisten.
Je mehr Wohnungsbau wir er-
möglichen, desto entspannter ist
die Marktlage.

�� SSPPDD
Als Aachener Sozialdemokraten
wollen wir in Zukunft drei Dinge

tun. Erstens wollen wir die ver-
schiedenen bestehenden kom-
munalen Programme zur Wohn-
raumförderung in Aachen (Bau-
landbeschluss von 2007, Aache-
ner Modell von 2000, Preisnach-
lässe für Familien beim Grund-
stückskauf) in ein einheitliches
System zur Wohnraumförde-
rung überführen, das für Mieter,
Familien, die ein Eigenheim bau-
en möchten, und Investoren
transparenter und berechenba-
rer ist als das heutige System.
Dieses neue Modell sieht bei al-
len größeren Neubauvorhaben
ab 20 Wohneinheiten eine Quote
von 30 Prozent beim geförderten
Wohnraum vor.
Mit Hilfe der Gewoge wollen wir
in Aachen, zweitens, auch wie-
der in den Bau von öffentlich ge-
fördertem Wohnraum und soge-
nannten preisgedämpftem
Wohnraum (mit Mieten unter-
halb der marktüblichen Miete)
einsteigen. Für Sozialdemokra-
ten ist und bleibt die Bereitstel-
lung von gefördertem Wohn-
raum und preisgedämpftem
Wohnraum das Kerngeschäft der

Gewoge als kommunalem Woh-
nungsunternehmen – nicht die
Renditemaximierung.
Drittens werden wir wieder akti-
ver in die kommunale Bodenvor-
ratspolitik einsteigen. Unser Ziel
ist es, seitens der Stadt Aachen
eine hinreichende Zahl an Grund-
stücken vorzuhalten, damit sie
aufgrund sozialer Kriterien mit
Preisabschlägen an Familien
veräußert werden kann. Als ers-
ten Schritt haben wir bei der
Haushaltsberatung 2014 durch-
gesetzt, dass die städtischen Mit-
tel für den Ankauf von Grundstü-
cken aufgestockt werden.

��DDiiee  GGrrüünneenn//BBüünnddnniiss  9900
Aachen braucht in der Tat eine
Wohnungsoffensive. Ich begrü-
ße die vielen neuen Wohnbau-
projekte, die die kleinen und gro-
ßen Baulücken, die über Jahr-
zehnte zum Stadtbild gehörten,
geschlossen haben. Auch unsere
Initiative „Extraraum“ hat dazu
beigetragen, im privaten Bereich
zusätzlichen Wohnraum zu ak-
quirieren. Aber der Wohnungs-
markt für preiswerten Wohn-

raum ist dennoch sehr ange-
spannt. Hier muss eine Woh-
nungsoffensive ansetzen, preis-
werten aber auch altersgerech-
ten Wohnungsbestand zu si-
chern und neuen zu schaffen.
Dazu müssen Stadt und Gewoge
Hand in Hand arbeiten und kon-
sequent alle planungsrechtli-
chen Instrumente wie ein Bau-
landbeschluss und eine Quote
für den geförderten Wohnungs-
bau genutzt werden.

��DDiiee  LLiinnkkee
Freie Baugrundstücke sind in
der Innenstadt rar. Die Umwand-
lung von leer stehenden Büro-
oder Geschäftsräumen in Wohn-
raum muss intensiviert werden.
Immer dort, wo preiswerter
Wohnraum vernichtet wird (wie
unter anderem für das Einkaufs-
center Aquis Plaza), muss zu-
künftig Ersatzwohnraum im
gleichen Preissegment geschaf-
fen werden. In der Vergangen-
heit ist vermehrt Luxuswohn-
raum entstanden, da sich damit
größere Gewinne erzielen las-
sen.
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Stadt und Gewoge müssen end-
lich ihrer gesellschaftlichen Ver-
antwortung gerecht werden, in-
dem preiswerter Wohnraum er-
halten bleibt und neu gebaut
wird. Dazu muss die Stadt ver-
stärkt von ihrem Vorkaufsrecht
Gebrauch machen und Grund-
stücke vor privaten Investoren
sichern.

� FFrraaggee  22
Im Jahre 2000 wurde durch den
Rat der Stadt bekanntlich be-
schlossen, dass bei Baulander-
schließungen dafür Sorge zu tra-
gen ist, dass mindestens 20 Pro-
zent öffentlich geförderter
Wohnraum im Plangebiet oder
an anderer Stelle der Stadt er-
richten werden. Leider hat die
Vergangenheit gezeigt, dass die-
ser Aachen-Plan nicht in ausrei-
chendem Maße umgesetzt wur-
de. Wie stellen Sie sich in Zu-
kunft vor zu gewährleisten, dass
eine höhere Anzahl von Sozial-
wohnungen in Aachen gebaut
wird?

��  CCDDUU
In vielen Fällen ist der von Ihnen
angesprochene 20-Prozent-
Beschluss umgesetzt worden.
Bei allen Bauvorhaben, in denen
die Beteiligung des Wohnungs-
und Liegenschaftsausschusses
oder des Planungsausschusses
erforderlich war oder ist, wird
darauf geachtet, dass auch öf-
fentlich geförderter Wohnraum
entsteht.
Darüber hinaus legen wir Wert
darauf, dass auch die Gewoge
verstärkt neue Wohnungen er-
richtet.

�� SSPPDD
Sie kritisieren in ihrer Frage zu
Recht, dass der 20-Prozent-
Beschluss, das „Aachener Mo-
dell“, bei Neubaugebieten, an-
ders als vom Rat ursprünglich
beabsichtigt, mittlerweile die
Ausnahme und nicht mehr die
Regel ist. Dazu muss ich als SPD-
Oberbürgermeisterkandidat
selbstkritisch sagen, dass auch
die SPD in den vergangenen Jah-
ren nicht streng genug darauf ge-

achtet hat, dass das Aachener-
Modell eingehalten wird.
Um das in Zukunft zu ändern,
wird die SPD-Fraktion noch vor
der Kommunalwahl am 25. Mai
einen Beschlussentwurf für ein
neues System der Wohnraumför-
derung in Aachen in den Rat ein-
bringen (siehe Frage 1), das unter
anderem eine Quote von mindes-
tens 30 Prozent gefördertem
Wohnraum (erster und zweiter
Förderweg) für alle Neubauvor-
haben mit mehr als 20 Wohnein-
heiten vorsieht. Die momentane
Schwäche der bestehende Wohn-
raumförderung in Aachen ist,
dass drei verschiedene Instru-
mente nebeneinander existieren,
ohne dass vorab klar ist, welches
Instrument in welchen Fällen
Anwendung finden soll. Hier
wollen die SPD und ich nachjus-
tieren. Nur so können wir errei-
chen, dass preisgebundener
Wohnraum wieder vermehrt neu
entsteht – auch in mittleren, gu-
ten und sehr guten Wohnlagen.
Für Mieter, Häuslebauer und In-
vestoren hat das neue Modell den
Vorteil, dass von vorneherein be-
rechen- und vorhersehbar ist,
welches Verfahren die Stadt Aa-
chen für die planerische Entwick-
lung wählt. Bisher bleibt es bis
zum Ratsentscheid unklar, auf
welches der drei vorhandenen
Modelle die Stadt zur Entwick-
lung von Baugebieten setzt.
Im Moment verlieren wir in Aa-
chen preisgebundenen Wohn-
raum im Verhältnis 6:1. Das
heißt, auf sechs Wohnungen, die
aus der Preisbindung fallen,
kommt nur eine neue Wohnein-
heit mit Preisbindung. Dieser
Trend ist mit dem Neubau geför-
derten Wohnraums allein nicht
mehr zu stoppen – schon wegen
des großen zeitlichen Vorlaufs,
der bei Neubauten einzuplanen
ist. Deswegen möchte ich als
neuer Oberbürgermeister von
Aachen nach der Wahl ein städti-
sches Programm zum Ankauf
auslaufender oder wegfallender
Belegungsrechte auflegen, da-
mit wir in Aachen bereits vor-
handenen preisgebundenen
Wohnraum länger in der Preis-

bindung halten können als bis-
her. Andere Städte wie Hamburg
oder München haben es uns in
jüngster Zeit erfolgreich vorge-
macht, wie es geht.

��  DDiiee  GGrrüünneenn//BBüünnddnniiss  9900
Wir Grünen streben sozial ge-
mischte Quartiere in allen Stadt-
teilen an. Das heißt zunächst,
den Bestand an gefördertem
Wohnraum zu erhalten. Parallel
dazu muss die bereits bestehen-
de Verpflichtung, in allen Neu-
bauvorhaben 20 Prozent geför-
derte Wohnungen zu errichten,
konsequent umgesetzt werden.
Darüber hinaus sollte eine räum-
lich differenzierte Erhöhung die-
ser Quote auf 30 bis 50 Prozent in
Quartieren Ziel sein, in denen es
bisher noch zu wenig preiswer-
ten Wohnraum gibt. Wir brau-
chen aber auch neues Wohnen
in der Stadt. So müssen aus mei-
ner Sicht zum Beispiel Wohnun-
gen auf dem neuen „Campus
West“ entstehen oder mit Hilfe
der Gewoge in Aachen Nord. Und
wir brauchen neue Bauflächen
wie in Richtericher Dell oder im
Flächennutzungsplan ange-
dacht, um jungen Familien zu er-
möglichen, Eigenheime zu bau-
en.

��DDiiee  LLiinnkkee
Der 20-Prozent-Beschluss wurde
in der Vergangenheit zu selten
angewandt, das muss sich än-
dern. Unsere Fraktion hat im Ja-
nuar 2014 beantragt, dass – wo
immer möglich – eine Erhöhung
auf 50 Prozent öffentlich geför-
derten Wohnraum erfolgt, bis
der Mangel an preiswerten Woh-
nungen behoben ist.

� FFrraaggee  33
Die Gewoge als städtisches
Wohnunternehmen hat auf dem
Aachener Wohnungsmarkt eine
große Bedeutung. Leider ist auch
durch den Vorstand der Gewoge
eingeräumt worden, dass in der
Vergangenheit fast kein Woh-
nungsbau von ihr initiiert wur-
de. Wie beurteilen Sie die bishe-
rigen unternehmerischen Tätig-
keiten der Gewoge im Hinblick

auf den Wohnungsmarkt und
Wohnungsbau?

��  CCDDUU
Richtig ist, dass die Gewoge auf
dem Aachener Wohnungsmarkt
eine große Bedeutung hat. Dort
werden circa 7.000 eigene und
städtische Wohnungen betreut,
und die Pläne zur Erweiterung
des Bestandes sind weit fortge-
schritten. Deren Umsetzung hat
sich leider verzögert, was von der
CDU stark kritisiert wird. Hier
muss eine schnellere Umsetzung
erfolgen. Wir nutzen unseren
Einfluss in den Gremien, um dies
durchzusetzen.

�� SSPPDD
Im Rahmen unserer Initiativen
für neuen öffentlich geförderten
und preisgedämpften Wohn-
raum in Aachen, sieht die SPD,
wie gesagt, zuerst die Gewoge als
Partnerin an ihrer Seite. Das vor-
rangige Schielen der Gewoge auf
die Rendite, das Sie in Ihrer Fra-
ge andeuten, war ein Fehler. Hier
gilt es umzusteuern.

��  DDiiee  GGrrüünneenn//BBüünnddnniiss  9900
Mit den Projekten Dreiländer-Car-
ree (Vaalserstraße) und Stolber-
gerstraße ist die Gewoge in der
Umsetzungsphase zum einen für
dringend benötigten studenti-
schen Wohnraum und zum ande-
ren für neuen, geförderten Woh-
nungsbau. In der von uns gefor-
derten Wohnungsoffensive ist die
Gewoge als städtische Tochter ei-
ne wichtige Partnerin. Die beiden
in der Umsetzung befindlichen
Projekte zeigen, dass es Optimie-
rungsnotwendigkeiten gibt. Die
Prozesse müssen beschleunigt
und effizienter gestaltet werden.
Dabei ist uns Grünen der Nutzen
von Projekten der Gewoge für die
gesamte Stadtgesellschaft wichti-
ger als eine hohe Ausschüttung
von Dividenden. Eins der nächs-
ten Projekte ist für mich die Sanie-
rung und der Neubau von Wohn-
raum im Bereich Wiesental.

��DDiiee  LLiinnkkee
Die politischen Vertreter im Auf-
sichtsrat müssen den Druck auf
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die Gewoge erhöhen, ihrer ge-
sellschaftlichen Verpflichtung
nachzukommen und Wohnraum
nicht nur zu verwalten, sondern
auch neu zu schaffen. Zur Sit-
zung des Wohnungs- und Lie-
genschaftsausschusses am 18.
März 2014 hat unsere Fraktion
das Thema auf die Tagesord-
nung gesetzt. Falls die Gewoge
untätig bleibt, muss die Stadt
über die Gründung einer eigenen
Wohnungsbaugesellschaft
nachdenken.

� FFrraaggee  44
Welche Maßnahmen wollen Sie
ergreifen, um Menschen zu hel-
fen, die in schlechten Wohnver-
hältnissen leben und deren Ver-
mieter nicht gewillt ist, Instand-
haltungsmaßnahmen durchzu-
führen? In diesem Zusammen-
hang sei auf das durch die Lan-
desregierung initiierte Woh-
nungsaufsichtsgesetz verwie-
sen. Wie glauben Sie, dass durch
die Verwaltung in Aachen Woh-
nungsnotstände im Sinne des
Gesetzes aufgegriffen werden
können?

��  CCDDUU
Soweit Sie das im Einbringungs-
stadium befindliche Wohnungs-
aufsichtsgesetz ansprechen,
muss natürlich zunächst abge-
wartet werden, in welcher Form
das bislang als Entwurf vorlie-
gende Gesetz von dem Landtag
verabschiedet wird. Wie Ihnen
bekannt ist, laufen derzeit im
Landtag die Anhörungen von Ex-
perten der Wohnungswirtschaft,
der Kommunen und der Mieter-
verbände. Die CDU wird darauf
achten, dass die Möglichkeiten
des Gesetzes genutzt und die
Dienstleistungen der Stadtver-
waltung gestärkt werden.
Ein Regelinstrument gegen Miet-
preissteigerungen oder zur
Schaffung neuen Wohnraums
wird dieses Gesetz allerdings
nicht sein.

�� SSPPDD
Sie sprechen in Ihrer Frage die
Initiative der SPD-geführten Lan-
desregierung an, die darauf ab-

zielt, extrem überbelegten
und/oder verwahrlosten Wohn-
raum für unbewohnbar zu erklä-
ren und zu sperren, um so verant-
wortungslos handelnde Hausei-
gentümer, die ihr Wohnungsei-
gentum missbrauchen, wieder
an ihre Verantwortung für das
Allgemeinwohl zu erinnern.
Auch wenn es solche extremen
Missstände wie in Duisburg oder
Gelsenkirchen in Aachen nicht
gibt, werden wir als AachenSPD
die bereits bestehenden und neu
hinzukommenden gesetzlichen
Regelungen zur Einhaltung von
Mindeststandards auch in Aa-
chen zur Anwendung bringen.
Die kommunale Wohnungsauf-
sicht der Stadt Aachen soll in Zu-
kunft darauf achten, dass Mini-
malstandards wie zum Beispiel
mehr als neun Quadratmeter
Wohnfläche pro Bewohner/
Wohneinheit, eine ausreichende
Zahl an sanitären Einrichtungen
und Schimmelfreiheit in den
Mietwohnungen eingehalten
werden. Nach Auffassung von
Fachleuten wird es dabei darauf
ankommen, wie die kommunale
Wohnungsaufsicht vor Ort aufge-
stellt ist. Für uns in Aachen be-
deutet das: Der Stadtrat muss
rechtzeitig ein geeignetes System
der Beobachtung, Früherken-
nung und Kontrolle entwickeln
und beschließen, damit die kom-
munale Aufsicht effektiv ein-
schreiten kann. Dabei ist die Ein-
bindung des Mieterschutzver-
eins Aachen sicherzustellen, da
dem Deutschen Mieterbund in
der gesetzlichen Neuregelung ei-
ne wichtige Rolle zukommt.

��  DDiiee  GGrrüünneenn//BBüünnddnniiss  9900
Bestes Beispiel für die Verwahr-
losung von Wohnbaubeständen
ist der Preuswald. Hier ist gerade
durch zähe Verhandlungen der
Stadt unter anderem der Erhalt
und Betrieb des Schwimmbades
erreicht worden. Das Landesge-
setz stärkt die kommunale Woh-
nungsaufsicht. Ich verspreche
mir davon, dass der Aachener
Fachbereich Wohnen künftig er-
folgreicher bei Vernachlässi-
gung und erheblichen Woh-

nungsmängeln einschreiten und
die Vermieter in die Pflicht neh-
men kann. Damit wird es sogar
möglich, Missstände beseitigen
zu lassen und dem Eigentümer in
Rechnung zu stellen.
Erforderlich ist aus meiner Sicht
aber auch eine Änderung der
Vorgaben für angemessene Kos-
ten der Unterkunft bei Empfän-
gern sozialer Transferleistun-
gen. Der bisherige Automatis-
mus bei der Zahlung von Neben-
kosten für einkommensschwa-
che Haushalte durch die Sozial-
ämter ist eine indirekte Subven-
tion von sogenannten Schrottim-
mobilien und verhindert deren
Instandhaltung.

��DDiiee  LLiinnkkee
Ein erster Schritt in die richtige
Richtung wurde mit der Koope-
ration zwischen dem Jobcenter
und dem Mieterschutzbund er-
reicht. Diese Zusammenarbeit
muss stärker ausgebaut werden.
Viel stärker müssen sich zukünf-
tig auch das Umweltamt der Stadt
Aachen und das Gesundheitsamt
der StädteRegion einmischen,
wenn es zum Beispiel um
schlechte Isolierung und Schim-
melbefall in Wohnräumen geht.

Unsere Fraktion hat 2012 einen
Antrag auf Erlass einer Zweckent-
fremdungsverordnung gestellt.
Diese Verordnung bietet nicht
nur eine wirksame Möglichkeit,
gegen die Vernichtung von
Wohnraum, sondern auch gegen
Leerstand und Verwahrlosung
von Immobilien vorzugehen.

� FFrraaggee  55
Vermehrt war Gegenstand der
Beratungen des Wohn- und Lie-
genschaftsausschusses die et-
waige Erlassung einer kommu-
nalen Zweckentfremdungssat-
zung. Wie beurteilen Sie selbst
den Erlass einer etwaigen Zweck-
entfremdungsverordnung, um
dem vorab beschriebenen Woh-
nungsmangel entgegenzuwir-
ken?

��  CCDDUU
Sie sprechen die von der Landes-
regierung eingeräumte Möglich-
keit für die Kommunen an, eine
Satzung gegen die Zweckent-
fremdung von Wohnraum zu er-
lassen. Hierdurch können Ge-
meinden durch eine befristete
Satzung Gebiete mit erhöhtem
Wohnbedarf festlegen, in denen
Wohnraum nur mit Genehmi-

„Bezahlbarer Wohnraum in Aachen für alle Bürger“
Der Mieterverein Aachen lädt alle Mitglieder sowie alle Bürger
der Stadt Aachen zur Podiumsdiskussion „Bezahlbarer Wohn-
raum in Aachen für alle Bürger“ am 6. Mai 2014, um 19.30 Uhr
im Super-C der RWTH, Templergraben, Generalisaal, ein. 

Bürgermeister Marcel Philipp (CDU) sowie die Kandidaten Björn
Jansen (SPD), Gisela Nacken (Grüne/Bündnis 90), Wilhelm Helg
(FDP) und Leo Deumens (Linke) werden zur Wohnungspolitik in

Aachen Stellung nehmen. 
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gung anderen als Wohnzwecken
zugeführt werden oder leer ste-
hen darf. Wenn auch in Aachen
in diesem Bereich eine konkrete
Problemlage erkennbar wird,
dann werden wir dieses Instru-
ment nutzen.

�� SSPPDD
Die SPD-Ratsfraktion hat, wie
auch die Ratsfraktion „Die Lin-
ke“, in der laufenden Wahlperi-
ode den Erlass einer kommuna-
len Satzung gegen Leerstand
und Zweckentfremdung für Aa-
chen beantragt. Oberbürger-
meister Marcel Philipp, CDU und
Bündnis 90/Die Grünen blockie-
ren diese sinnvolle und notwen-
dige wohnungspolitische Maß-
nahme, wie es sie in anderen gro-
ßen Universitätsstädten in NRW,
wie zum Beispiel in Bonn, bereits
gibt oder etwa in Köln in Kürze
geben wird. In der aktuellen Si-
tuation, wo drei jüngst veröffent-
lichte Studien (Bertelsmann-Stif-
tung, LEG, NRW-Bank) uns trau-
rige Gewissheit geben, dass Aa-
chen bei den Mieten zu den fünf
teuersten Städten (in NRW/im
Bundesgebiet) gehört, gilt es zü-
gig wirksame Initiativen für
mehr bezahlbaren Wohnraum
zu starten. Dazu gehört für mich
als SPD-Oberbürgermeisterkan-
didat eine Zweckentfremdungs-
satzung genauso wie die Einhal-
tung einer Mindestquote von
30 Prozent für preisgebundenen
Wohnraum und ein neues Pro-
gramm für den Ankauf von Bele-
gungsrechten durch die Stadt
Aachen. Nur wenn wir zeitnah
auf ein Bündel von Maßnahmen
setzen, werden wir überhaupt
noch gegensteuern können.

��  DDiiee  GGrrüünneenn//BBüünnddnniiss  9900
Grundsätzlich kann eine Zweck-
entfremdungssatzung ein wirk-
sames Steuerungsinstrument
sein. Aktuell sehe ich hier aller-
dings keinen vordringlichen
Handlungsbedarf. Vor Jahren
wurden reihenweise Wohnungen
in Gewerbeflächen umgewan-
delt. Damals war die Zweckent-
fremdungsverordnung sinnvoll,
um den Verlust von Wohnungen

zu verhindern. Heute empfehlen
wir Grünen die Umwandlung von
Gewerbeflächen in Wohnraum.
Weil der Wohnungsmarkt in Aa-
chen eng ist, gibt es bereits einige
Hausbesitzer, die dies aufgreifen,
vor allem in Bereichen mit lan-
gem Leerstand von Einzelhan-
delsimmobilien.

��DDiiee  LLiinnkkee
Der Antrag auf Erlass einer kom-
munalen Zweckentfremdungs-
verordnung wurde von unserer
Fraktion im Oktober 2012 gestellt.
Da dieser mehr als ein Jahr nicht
im Ausschuss behandelt wurde,
beantragten wir einen Sach-
standsbericht. Leider zeigten die
Vorlage der Verwaltung und
auch die Diskussion im Aus-
schuss, dass anscheinend wenig
Interesse besteht, Immobilienbe-
sitzerinnen und -besitzern bei der
Einhaltung von Artikel 14/Absatz
2 des Grundgesetzes „Eigentum
verpflichtet“ Nachhilfe zu ver-
ordnen. Die Satzung würde die
städtischen Handlungsmöglich-
keiten – besonders im Vorgehen
gegen Immobilienspekulanten
und -heuschrecken – erweitern.
Für uns ist es aufgrund des aku-
ten Wohnungsmangels völlig un-
verständlich, dass hier kein inter-
fraktioneller Konsens zu errei-
chen ist.

� FFrraaggee  66
Was wollen Sie in Aachen unter-
nehmen, damit die Nachbar-
schaften in den verschiedenen
Stadtteilen der Stadt besser
funktionieren?

��  CCDDUU
Schlussendlich dürfen wir die
Frage zu den Nachbarschaften
dahingehend beantworten, dass
die CDU alle Initiativen in Stadt-
teilen unterstützt, die die nach-
barschaftliche Verbundenheit
stärken wollen. Wie in allen Ar-
ten gesellschaftlicher Beteili-
gung ist eine eng verbundene
Nachbarschaft wünschenswert,
da in diesem Verbund ein sozia-
les Netzwerk entsteht, welches
für die gesamte Nachbarschaft
von hoher Wichtigkeit ist.

�� SSPPDD
Hier setzen wir auf eine starke
Verknüpfung von Sozialpolitik
und Wohnungspolitik. Wichtig
ist es, „vor Ort“ in den Quartieren
flächendeckend Stadtteilkonfe-
renzen einzurichten, die das Mit-
einander organisieren und pass-
genaue Angebote für die Bürge-
rinnen und Bürger entwickeln.
Wenn es nach der AachenSPD
gegangen wäre, dann wären wir
auch beim Thema Quartiersma-
nagement in dieser Wahlperiode
schon ein gutes Stück weiter vo-
rangekommen. Unter anderem
wegen der von CDU/Grünen be-
schlossenen Wiederbesetzungs-
sperre für Personalstellen fehlen
uns in Aachen zurzeit vier Stel-
len im Quartiersmanagement.
Das werden wir nach der Wahl
ändern. Zusätzlich wollen wir
die Stadtteile, in denen es ein
Quartiersmanagement gibt, aus-
weiten.
Bei der Entwicklung funktionie-
render und guter Nachbarschaf-
ten hat für Sozialdemokraten da-
rüber hinaus das Programm „So-
ziale Stadt“, wie wir es aus Aa-
chen-Ost und -Nord kennen, her-
vorgehobene Bedeutung. Gerade
durch die den Stadtumbau flan-
kierenden sozialen Begleitmaß-
nahmen wie zum Beispiel Haus-
aufgabenhilfen, Sprachkurse,
Hilfen beim Wohnungstausch
oder Angebote zur Jobqualifizie-
rung wird dort ein wichtiger Bei-
trag geleistet. Mit der neuen
schwarz-roten Koalition in Berlin
werden auch die drastischen
Kürzungen der Vorgängerregie-
rung aus CDU/FDP rückgängig
gemacht, so dass das wichtige
Programm „Soziale Stadt“ in Zu-
kunft wieder ausfinanziert ist.

��  DDiiee  GGrrüünneenn//BBüünnddnniiss  9900
Gute Erfahrungen haben wir
mit den Stadtteilkonferenzen
und Stadtteilbüros in den Pro-
grammen „Soziale Stadt“ ge-
macht. BewohnerInnen der
Viertel und VertreterInnen von
Vereinen und Institutionen vor
Ort engagieren sich hier für ihr

Lebensumfeld. Sie wissen, „wo
der Schuh drückt“, bringen ihr
Expertenwissen als Quartiers-
bewohner ein und engagieren
sich für die Fortentwicklung ih-
rer Stadtteile, für die Verbesse-
rung ihres direkten Wohnum-
feldes. Zusammen mit den
Fachleuten der Verwaltung ha-
ben sie positive Veränderungen
erreichen können. Dieses Enga-
gement ist auch eine Garantie
dafür, dass später pfleglich mit
den Neuerungen umgegangen
wird. Nach Auslaufen des Pro-
gramms „Soziale Stadt“ wurde
im Aachener Osten das Stadt-
teilbüro durch einen Quartiers-
manager ersetzt. Stadtteilkon-
ferenzen und Stadtteilmanager
erscheinen mir auch für andere
Viertel ein probates Mittel, um
funktionierende Nachbarschaf-
ten zu erhalten und zu errei-
chen.

��DDiiee  LLiinnkkee
Aktive Nachbarschaft ist zwar
nicht zu erzwingen, die Stadt
kann aber Voraussetzungen
schaffen, um sie zu ermöglichen. 
Dazu fehlt es in den Stadtteilen
vor allem an bürgernah gestalte-
ten Plätzen und Versammlungs-
räumen, die den Anwohnerin-
nen und Anwohnern für Zusam-
menkünfte jeglicher Art, wie
Veranstaltungen, Feste etc., kos-
ten- und barrierefrei zur Verfü-
gung stehen.
Wichtig sind in diesem Zusam-
menhang auch die Stadtteilkon-
ferenzen und Stadtteilbüros, die
in vielfältiger Weise Menschen
aus dem jeweiligen Viertel zu-
sammenbringen und Anstöße
für ein nachbarschaftliches Mit-
einander geben können.
Als beispielgebend ist hier das
Projekt „Soziale Stadt – Aachen–
Nord“ zu nennen. Die Umgestal-
tung der Rehmplätze zu einer
Stätte der Begegnung und die
vom Stadtteilbüro Aachen-Nord
unterstützten Aktivitäten von
Vereinen und Institutionen stär-
ken auch das nachbarschaftli-
che Engagement.                                  �


